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Beratung Datum Behandlung Ziel 

Stadtplanungsausschuss 23.03.2023 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Auswirkungen der Personalkosteneinsparungen im Stadtplanungsamt 
 
Anlagen: 

Entscheidungsvorlage 

Sachverhalt: 
 
Dem Beschluss des Stadtrates entsprechend wird über die Auswirkungen der 
Stelleneinsparungen berichtet. 
 
Die vom Stadtrat beschlossene rechnerische Quote einer Einsparung von 11% der Stellen im 
Geschäftsbereich Planen und Bauen ist schon zum 02.01.2023 erreicht gewesen, weil eine 
Vielzahl von technischen Stellen trotz intensivster Bemühungen nicht besetzt werden können. 
Bei Stpl beträgt die aktuelle Freihaltequote 21,31%. 
 
Stpl erledigt die Pflichtaufgaben in vollem Umfang, wenn auch nicht in gewünschter 
Geschwindigkeit. Eine Kürzung im Leistungsumfang der freiwilligen Leistungen könnte 
erfolgen, d.h.es müssten aus der Liste der sich in Bearbeitung befindlichen Projekte einzelne 
Verfahren zurückgestellt bzw. ausgesetzt werden. Zugleich können keine neuen Vorhaben 
hinzukommen, ohne im Gegenzug dafür laufende Verfahren zu strecken. 
Verfahrensverzögerungen werden sich ebenfalls nicht immer vermeiden lassen. Es ist 
anzumerken, dass die stadtinternen Prozesse insbesondere in der Planungsrechtsschaffung 
erhebliches Verbesserungspotential aufweisen. 
 
Im Bereich der „freiwilligen“ Leistungen, die im Zusammenhang mit den Pflichtaufgaben der 
Planung stehen, können Maßnahmen reduziert werden wie z.B. der Teil der 
Öffentlichkeitsarbeit, der über das gesetzlich Notwendige hinausgeht. Nachdem die 
Öffentlichkeitsarbeit während der Pandemie deutlich zurückgefahren wurde, ist aktuell in vielen 
Teilbereichen wieder eine Ausweitung der Öffentlichkeitsarbeit gefordert. Durch weitere 
Personalverluste wird sich die geforderte Ausweitung bzw. Wiederaufnahme der 
Öffentlichkeitsarbeit verzögern bzw. nicht im geplanten Umfang möglich und sich letztlich in 
vielen Bereichen zukünftig auf die gesetzlichen Mindestbeteiligungen beschränken. 
 
Grundsätzlich sind als Folge des arbeitsmarkt- wie stellenplanbedingten Ressourcenabbaus 
Qualitäts- und Leistungseinbußen zu erwarten. Mit einer weiteren Verlängerung von 
Bearbeitungszeiten ist zu rechnen.  
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

die Veränderungen werden zu Kostenreduktionen führen. 

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja keine 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die in der Vorlage dargestellten Veränderungen im Bereich 
freiwilliger Leistungen vorzunehmen. 
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